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Erscheint vorläufig monatlich einmal. Inserate werden 
■ n i c h t  aufgenommen, 

j E i n g e s ^ n d t e  Artikel werden nicht honoriert.

1É§' dic da». Morsche und Faule d e r alten Gesellschaft geißelt und
brandmarkt jind aus dieser Verneinung heraus d as positive Neue 
für die Zukunft aufzuzeigen hat. Die Geschichte lehrt uns je- 

^ . döch, dafi die Kritik nicht beschränkt bleiben darf auf das Ne-
^ cren alten Verhältnisse, sondern ebenfalls ihre Anwendung 

| P |  iinden muß m don Organisationen der Arbeiterklasse selbst.
Proletariat muß sich selbst, seine Kampfmittel und Kampf

methoden kritisieren, um ‘ die Lehren aus seinen, eigenen 
--------- Schwächen und Halbheiten zu ziehen. '  T .

, v •*’ ^  4 i* ^d e(^aft. Schwarz in der KAPD. er-
“ V  ,' Mugt hat und die Folgtn. cfio e r Zeitigte, geben,w»tvyendig den.

i .  ' K *  ZUr Selbstkritik unserer Bewegung. Wir wollen sachlich
def Standpunkt der Körperschäften der KAPp. zum 

. FallTSthwar? nicht im Widerspruch steht zu den bisherigen
Grundsätzen der Partei. Die Kritik der Opposition richtet sich 
ttg e n  die prinzipielle Abweichung der Körperschaften vom 

-  • Pyggramm und gegen den Mißbrauch der Parteidemokratie von
satten der führenden Funktionäre. Mit d e r  opportunistischen

W jW eisung  der Körperschaften soll sich dieser /fufsatz,fce~
l.nriïlari. hritrairrn , n e , .  7„ u w »  ^

."VV 6ei der Austragung unserer Differenzen kommt e s  darauf 
W- /  . an. rücksichtslos und offen das auszusprechen, um w as es wirk

lich geht. Die Streitfrage lautet daher: Kaan die K A PD ^be^j 
i  der Wahrung ihrer Prinzipiell, von einem Parlam entarier zur* 

Propaganda j der KAPD. dessen Diäten annehmen und ihn 
jj, _— . . decken? Das ist der Kern unserer Auseinandersetzung, diesen

? gilt es, sachlich mir aller Schärfe zu klären.
-----------betrach ten  wir nun aufmerksam die Argumente des GHA-,

——  der Körperschaften und der Pressekommission. Als erstes
Argument-von dieser Seite .wird angeführt daß die~S»treitfrage 
keine prinzipielle, sondern eine Zweckmäßigkeitsfrage sei.

'  Außerdem wirft man der Opposition vor, auch sie hätte noch 
vor kurzem- diè Streitfrage als eilte Zweckmäßigkeitsfrage be
trach te t Hierzu müssen w ir feststellen. daß die Auslegung der

• Körperschaften betreffs unserer Stellung absolut nicht objektiv 
„ ist. Tatsache ist, daß. d ie Opposition das Verbleiben von 

. r..':' V §phwarz im Parlam ent nur solange als eine Zweckmäßigkeits
frage betrachtete, a ls die EL. noch existierte, und noch nicht 

„ liquidiert war, denn es w ar zur damaligen Zeft noch keine
ti V direkte Frage für die KAPD. In dem Moment jedo«b, wo die
jjjl •, EL. sich auflöste und in die Reihen der KAPD. ein trat, wurde

.*  die Frage Schwarz eine prinzipiejlg^Die Opposition steht auf
• dem Standpunkt, daß es keinesfallseine Zwcckmäßigkeitsfrage

: die KAPD. sein kann, ob sie Parlamentsgelder annimmt und
.^ d a f ü r  Parlam entarier-deckL Diese opportunistische Auslegung

- ■"* unserer antiparlamcntarischen Prinzipien bedeutet bei einer
^  ■* gnyidsäfzlichen Analyse de$ Parlamentarismus eine starke Ent

gleisung Die Konsequenz iros der Auffassung der körper- 
schaftea wäre, überhaupt, unsere aütipäf'feTrfCntarische Stellung

H H  >-• “als Partei zur Zwöckmäßigkeitsfrage zu degradieren. Alle
'  - t jp ' Opportunisten haben stets Argumente gefunden für ihre Ab

weichung von dem geraden Weg und waren selten verlegen, 
denn sie schufen in der Regel eine „Theorie“ , um ihre Ent- 
gleisungen „marxistisch“ zu begründen. Leider müssen wir 

jgg ;  diese Feststellung ebenfalls bei den Körperschaften d e r ‘KAPD.
machen. W ir stellen fest, daß mit d fr  heutigen Einstellung der 

' . Körperschaften die KAPD. sich der Lächerlichkeit p r e is g e b ^
würde, wollte sie mit dieser Plattform bei den zukünftigen 
Wahlen antiparlamentarische Propaganda betreiben. In dien 

'W  , heutigen Einstellung der Parteiinstanzen erblicken w ir ta t
sächlich grundsätzliche Abweichungen vom Programm. Wenn 
man uifs entgegnet, 'Vjj;n*£ören Prinzipienreiter, so  is t das nur 
eine sehr faule Ent$epiun&. Es wäre jedenfalls , vor dem Fall

■ • - J  Schwarz unmöglich gewesen, daß Genossen innerhalb der
- . . ' B f  P artef derartige opportunistische „Grundsätze“  hatten vertreten

’*■* ■- . t - können, wie die Pressekommission in ihrer Stellung. Man muß
sich klar werden darüber, was es in der Konsequenz bedeutet, 
wenn die Pressekommission schreibt:

„Die Partei kann, ohne in Widerspruch zu ihrer anti- 
parlamentarischen Einstellung zu kommen, die Frage d er Man- 

—  datsniederlegung vom Standpunkt der Zweckmäßigkeit stellen 
nad lösen. SteJMtt unter der gegebenen Situation zu prüfen, ob ' 

a l l  eine finanzielle Ausnutzung des Mandats nützlicher wäre.“
-  .... " V ; . -  ... v ,

In der Tat bedeuten diese Sätze den Anfang zur Grund
steinlegung eines parlamentarischen Antiparlamentarismus der 
KAPD. Auch die KPD. hat 1920 ihren Parlamentarismus- mit 
revolutionären 'Phrasen „begründet“ und ebenfalls erwogen, ob ƒ 
es nicht nützlich w äre, die finanzielle Ausnutzung des ,Parla
mentarismus mit seinen „kleinen Vorteilen“, die sich die 
KAPD. ejtenfalls heute* zu eigen machen wiH, *u huldigen. Auch 
die KPD. behauptet noch heute, daß dar Parlamentarismus für* 
Sie eine Zweckmäßjgkeitsfrag« i s t  S ie  ist ganz offen in  ihrer 
Argumentation, indem sie,^ um kleine Vorteile des Parlam en
tarismus zu erobern, die'großen Nachteile mit in Kauf nfrnnrt' 
Die Partei muß si<?h daher ganz klar entscheiden, welchen Weg 
sie in Zukunft beschreiten wf l ; >sie hat  zu wählen ziwiSchen. 
parlamentarischer ZweCkmaßigkeitspofitik und revolutionärem 
Alntiparlamentarismus. ;  /  •: *•’! :

k J e tz t jo lle n  w ,r das zweite Argument der' Körperschaften 
prüfen^das den zweiten Punkt unserer Differenzen darste llt 
Man wfrft un s, vor, wir kennen nicht geschichtlich die Argumente 
und Gi$ndc£ner KAPD., die zum Antiparlamentarismus geführt' 
haben. vO orter muß herhalten, auch zitiert man ihn gegen uns, 
doch gänp unberechtigt« denn würde er noch leben, so w ürde 

,er sfeh stimmt dagegen verwahren. Die zweite Streitfrage 
lautet: Kaai'<4tta KAPD. dte kleinen V ortd le des, Parlamea- 
tarifam s sich zaavtze l acbea, okay A b é  i& 'v& ten  N achtete 
daa"P ariaaieatarteaias za Idrdeni? Man erw idert bei dieser 

.Streitfrage der Opposition stets, daß die KAPD. den Parlam en
tarismus atis tieferen Gründen ablehnt, als daß durch ihn und 
seine Diäten Parlam entarier korrum ptiert w erden könnten. Außer
dem beruft man sich-auf den Offenen Brief von G orter an Lenin 
und folgerte aus demselben, daß dfiü KAPD. sich wohl bewußt
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Bedarf es daher schon allerlei bolschewistischer Taschen
spielerkunststücke, die A rt der. Losung als fa k tisc h  revohi- 
tion ir“  zu beweisen, eothfillt sich bei näherer Betrachtung 
selbst das Argument von der Zweckmäßigkeit als eine elende 
Heuchelei, a l l  ein raffinierter Betrug und eia Verlegenheits- 
Produkt, mit dem man die Opposition zu schlagen gedachte. 
Das Zu beweisen ist nicht schw er und daraut kommt es uns
jetzt an. ----- • • *

Unter der Lösung einer Zweckmäßigkeitsfrage versteht 
.jeder gewöhnlich Sterbliche, daß man vor 4 e r  Entscheidung 
ernsthaft Vorteile und Nachteile prüft und gegenüberstellt. Sieht 
man, daß die Vorteile die Nachteile überwiegen, dann ent
scheidet man sich dafür; sieht man aber, daß die Nachteile weit 
größer als die Vorteile sind, muß man die Frage selbstver
ständlich ablehnen.

Wie liegen die Dinge nun im vorliegenden Fall? Hat die 
Partei die Frage vorteilhaft gelöst? Das Gegenteil ist der Fall! 
Das muß selbst d e r fanatischste A/ihänger der Gegenseite zu- 
teben, wenn er eine nüchterne Berechnung anstellt. Rechnen 
w ir also: * . ,

Schwarz bringt der Partei an monatlichen Diäten 618 RM. 
Ganz abgesehen vom Reich, hat die Berliner Partei- und 
Unionsorganisation etw a dte H üfte der Mitgliedschaft verloren. 
Der dadurch eingetretene Verlust atkM itgliederbeiträgen wiegt 

_»lso bereits das Parlam entsgeld auf. Sehen Wir uns nach wei^ 
teren „Vorteilen“  um.

Schwarz kann an der „KAZ.“ mitarbeiten und besitzt 
außerdem eine F ahrkarte 4. Klasse füredle deutsche Reichsbahn, 
welch letztere eine angentehme Angelegenheit sein kann für den, 
der darauf fäh rt Aber — hat die Partei dabei etw as gewonnen? 
Schwerlich, denn was nützt die beste Zeitung, wt5flh .ider 
Aktionsradius, sie., abzusetzen, erheblich eingeschränkt wird, 
wenn die Hälfte der Ortsgruppe Berlitifuhd Berlin ist das Herz, 
der Gesamtpartei) diese Zeitung nicht vertreibt. Und die agita
torische Tätigkeit von Schw arz mit Hilfe der Fahrkarte? ^ Ist 
der Parlam entarier als Agitator für die antiparlamentarische 
Partei schonen sich eine schwere Belastung, so stellen wir die 
Frage: Kann die tägliche,Kleinarbeit der Hälfte der Berliner 
Mitgliedschaft in den Betrieben, auf den Stempelstellen, auf 
öffentlichen Versammlungen usw. auch nur entfernt durch die 
agitatorische Arbeit dieses einen Parlam entariers aufgewogen 
werden? Kein vernünftiger Mensch wird umhin können, diese 
Frage mit Nein zu beantworten.

Unterstellen w ir auch nur einen Moment als wahr, daß 
diese Frage eine Zweckmäßigkeitsfrage ist. so ergibt die ein
fache Rechnung, daß sie, so betrachtet, falsch und unvorteilhaft 
gelöst wurde.

Da wir keinesfalls die Einpeitscher dieser Frage in der 
Partei für Dummköpfe halten, die nicht rechnen*können, bleibt 
nur eine andere Annahme übrig: Das A rgum ent' der Zweck
mäßigkeit i$t unehrlich und nicht ernsthaft gemeint und dahinter 
verbirgt sich der V errat am revolutionären Prinzip, der deshalb 
doppelt gefährlich ist, weil e r  ein schleichender Verrat ist. Das 
mögen die harmlosen, nicht so „interessierten“  ehemaligen 
Kampfgenossen bedenken, d le lü t  die „Zweckmäßigkeit“ herein- 
gefallen sind. ' *'

Mit der Zustimmung zu dieser ..Zweckmäßigkeitsirage“ 
haben sie den Drahtziehern eine Vorschußzahlung auf Oppor
tunismus bewilligt; mögen sie gut aufpassen, wenn man mit 
weiteren Forderungen an sie herantfitt. Sohst könnte es bei 
dem „neuen System “ zu Zahlungen ohne Ende kommen und die 
Genossen zu spät merken, daß sie die Betrogenen sind.

„R e vo lu tlo iilre r“  Parlam entarism us.
Die französische Bourgeoisie ist gegenwärtig damit be

schäftigt, im Parlam ent die Budgetberatung zu beschön igen . 
-Die « rev o k * k lä ren “ kommunistischen Parlam entarier .wahren 
sich gegen ött&e beschleunigte Beratung und halten lange Ob
struktionsreden. Zu welchen Bocksprüngen sie dabei gelangen, 
zeigt der folgende Auszug aus dem Bericht einer Sitzung der 
Pariser Kammer anläßlich der Beratung des Marineetats, den 
w ir dem „Berliner Tageblatt“ vom 23. November 1927 ent
nehmen:

_  „Der Kommunist Müller erhält das W ort zum Kapitel . B e 
k l e i d  u n g d e  r  M a n n s c h a f t e n * .  Müller fängt seine Rede 
weitschweifig und unklar an und. wird nach den ersten  Sätzen 
von dem Präsidenten unterbrochen. Der Vorsitzende fragt: 
.Was verlangen Sie eigentlich?* Abgeordneter Müller: .Wie 
es scheint, w o 11 e n S i e a M t in  r e d e n ! *  Als die anderen 
Kommunisten unruhig werden und durch Zwischenrufe ver
langen, daß der Präsident den Redner w eiter sprechen lassen 
solle, erw idert Bouisson seh r scharf: .Sie drohen mir niit der 

r  Geschäftsordnung? * Ich werde Ihnen beweisen, daß ich die 
G e s c h ä f t s o r d n u n g  g e g e n  S i e  a n z u w e n d e n  v e r 
in a  g !* Als der Lärm, der sich nach diesen W orten erhoben 
batte, aulhört--versteht man endlich. - daß der Abgeordnete 
MftUer eine bessere Bekleidung tür die M ariae w ünscht Der 
Marineminister L e y g u e s  sagt, daß er sich über diese Frage 
mit den technischen Beratungsstellen bereits in Verbindung ge^ 
setzt habe. Es folgen n e u e  k o m m u n i s t i s-c h e Anträge 
von M arty und Duclos, die s ä m t l i c h  z u r ü c k g e w i e s e n  
w e r d e n . “

Abgesehen von der Tatsache, daß der Bericht an Hand der 
Geschäftsführung des Vorsitzenden mit Deutlichkeit die Un
möglichkeit selbst der geringsten agitatorischen Arbeit im P ar
lament beweist, zeigt auch der kommunistische Antrag zum 
w iederholen Male, wohin die „revolutionäre“  Parlam entsbetä
tigung der 3. Internationale führt, entweder zur positiven Mit
arbeit im Sinne der Bourgeoisie oder zur Lächerlichmachung 
d^g, koiftmunistischen Gedankens.

Der kommunistische Abgeordnete für die „bessere Beklei
dung“ für die Marinemannschaften, damit die Kulis der „Grande 
Nation“  besser wiè bisher den französischen Kapitafistcnstaat 
repräsentieren können..

Arbeiter der 3. Internationale! Denkt nach, wie weit man 
euch bereits in den reformistischen Sumpf geführt hat. ^

GröBenwahnsinn.
Die auf dem Boden der* Opposition stehende Ortsgruppe 

der AAU. in F ü r s t e n w a l d e  erhielt.unter dem 9, 11. 4927 
folgendes Schreiben der B. L. Berlin-Brandenburg:

tf Herrn Hameyer, Fürstenwalde Spree.
’ Erw arte als letzten Termin bis zum Bußtag endgültige Ab

rechnung. ?owie Stempel- und Materialabgabe, anderenfalls er
folgt Bekanntgabe wegen Unterschlagung von Organisations- 
material, daß Ausschluß sowie Auflösung der Ortsgruppe er
folgt isC auch in der „Fürstenwalder Zeitung“.

. Es Hegt ganz an Euch, welche Konsequenz Ihr ziehen wollt.
BL. Berlin-Brandenburg der AAU.

I. A.: F ï a n z  R o t h e r .
. 'D ie se r  Brief wurde ohne jeden.Versuch einer persönlichen 

Verständigung geschrieben und zeigt deutlich den größenwahn^ 
sinnigen Herrenständpunkt der Körperschaften.

Dieser unverschämten Aufforderung kam die Ortsgruppe 
Fürstenwalde selbstverständlich nicht nach, und prompt er- 
■schwi in der „KAZ.f‘, Nr. 91. folgende Notiz:

„Die Ortsgruppe F ü r s t e n w a l d e  der Ä A U. ist wegen 
Unterschlagung von Organisationsmaterial und Nichtablieferung 
noch vorhandener Bestände« sowie Stempel, hiermit aufgelöst. 
W ir warnen vor Hameyer und Mertens.

. Die Bezirksleitung.“
* Die'ltfefnerf Stalinisten vom Lausitzer Platz räuspern sich 
wie der große Moskauer M eister; nur machen sie es allzu 
plump.' v ,

Zur Orientierung sei bem erkt: Die „F ü r  s t e n w a ld  e r 
Z e i t u n g “ ist da& dortige bürgerliche B la tt Die Drohung 
mit d e r Veröffentlichung der Namen unserer Genossen zeigt,, 
zu welchen Methoden die Schwarzkörperschaften allmählich 
gelangen. . - -  *

Frage: Wo sitzen die poll tischen Desperados?

Dot eingestampft« M. d. R. Schwarz.
ErsJ wenige Tage liegen hinter dem £entral-Ausschuß der 

KAPD., der die Opposition nicht hörte und die Hälfte der 
Berliner Mitglieder der P artei und Union eintauschte gegen 
den ehemals zur Mändätsniederlegnng bereiten Abgeordneten 
Schwarz, der sich aber dies im letzten Moment „eben ändert 
überlegt“ hat- Nach diesem „Siege“ glaubten die -Körper-- 
schafte n, einen kleinen S chritt w eiter gehen zu können, in der 
Annahme, die .bei ihnen verbliebenen Mitglieder würden auch 
dieses fressen. Je d o ch 1̂ -  ein peinlicher Vorfall ereignete

BestellscheinBaslrkskonffarena BarUn-Brandenburg.
Als Auftakt für die organisatorische nnd propagandistische' 

Tätigkeit der -K A P ^ u n d  AAU .-Opposition fapd am 20. No
vember 1927 in Berlin die erste kombinierte Bezirkskonferenz 
B erlin-Branäenbt*#-statt

Nach kurzem Hinweis auf die Bedeutung der Tagung durch 
den Sitzungsleiter, wurde »zum ersten Tagungsordnungspunkt, 
der letzte Zentralausschuß der KAP;, übergegangen. -Noch 
einmal wurden die erfolgreichen Aktionen der Partei und Union 
anläßlich der Rußlanddelegation und der Granatenaffäre ge
w ürdigt Größeren Raum nahm die Zusammenarbeit mit der 
EL., ihre Liquidierung und ihre Auswirkungen in Anspruch. Hin
gewiesen wurde auf die-taktischen Fehler und die grundsätz
lichen Verstöße derK örperschaften. Die Entwicklung der Oppo
sition wurde in ihrem Gesamtzusammeobang aufgezeigt An
schließend an das Ergebnis.de^ZA. und -dieJ‘'olgerungen».die dje 
Opposition daraus zog, wurde, die Perspektfve derselben ernst
lich geprüft. • ' _  . • '

Das Ergebnis der anschließenden Aussprache w ar die ein
mütige Auffassung, daß der Kampf gegen die Rechtsschwenkung 
d er Partei und die Versumpfung de& KAP.-Gedankens. deren 
erste Anfänge schon d ie Praxis zeigt, m it allen Kräften auf- 
genommeo werden muß. ~~~

Ich bestelle hiermit ab-^-— —:------

- „Kommunistischer Arbeiter“
l . Organ

der Kommunistischen Arbeiter-Partei — Opposition
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